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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Immer mehr Amtsträgerinnen und Amtsträger würden Ziel von «propos haineux,
d'insultes, de calomnie, ou encore de menaces» (Beschimpfungen, Verleumdungen und
Drohungen), berichtete Jacqueline de Quattro (fdp, VD) in der Sommersession 2022.
Eine Umfrage von RTS habe gezeigt, dass fast 60 Prozent der Parlamentsmitglieder
schon einmal oder mehrmals bedroht worden seien oder sich bedroht fühlten und 78
Prozent angegeben hätten, regelmässig beschimpft zu werden. Drohungen und Gewalt
gegen Behörden würden zwar bestraft, insbesondere der Schutz vor «Hate Speech»
sei jedoch ungenügend. Der Staat müsse – so die Forderung der Motionärin – auch
unmittelbar eingreifen, wenn Amtspersonen ausserhalb ihrer Behördentätigkeiten
bedroht würden, und zwar unabhängig davon, ob die bedrohte Person Strafanzeige
einreiche. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion und warnte vor einem solchen
Automatismus. Es müsse der bedrohten Person überlassen bleiben, ob sie Strafanzeige
einreichen wolle, weil ein Strafverfahren auch mit Nachteilen verbunden sei.
Justizministerin Karin Keller-Sutter machte in der Debatte deutlich, dass mit einem
Strafverfahren auch die Privatsphäre tangiert werde und die Veröffentlichung des
Verfahrens zu Nachahmungen führen könne. Gezielte Drohungen könnten bei einem
Automatismus gar zur Folge habe, dass etwa Richterinnen und Richter mit Drohungen
gezielt dazu gezwungen werden könnten, in den Ausstand treten zu müssen, wenn sie
ein laufendes Verfahren gegen die drohende Person leiteten. Aus diesen Gründen
würden Magistratspersonen sehr häufig auf eine Strafanzeige verzichten. Mit 96 zu 77
Stimmen (bei 7 Enthaltungen) verwarf der Nationalrat die Motion. Die geschlossen
stimmende SP-Fraktion und eine Mehrheit der Fraktion der Grünen unterstützten das
Anliegen. Alle Mitglieder der SVP-Fraktion und Mehrheiten der GLP- und der Mitte-
Fraktion lehnten sie ab. Die FDP.LIberale-Fraktion war gespalten. 1

MOTION
DATUM: 08.06.2021
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Die uneingeschränkte und möglichst rasche Einführung der Covid-19-Schnelltests
sowie deren Finanzierung durch den Bund verlangte Jacqueline de Quattro (fdp, VD) im
Oktober 2020 in einer Motion. So müsse die Schweiz mehr Covid-19-Tests durchführen,
was durch die Einführung der Schnelltests ermöglicht werde. Entsprechend störte sie
sich an der Vorgabe des Bundesrates, Schnelltests nur bei Symptomen und für
Personen, die keiner Risikogruppe angehören, zuzulassen. Mit einer uneingeschränkten
Zulassung – wie sie zum Beispiel Deutschland und Frankreich kennen – könne die
Pandemie eingedämmt werden, wovon sowohl die Wirtschaft als auch das Gesundheits-
oder Bildungspersonal profitieren würden. Der Bundesrat erläuterte in seiner
Stellungnahme die verschiedenen Ausweitungen der Testkapazitäten und der
Kostenübernahme, welche er in den letzten Monaten vorgenommen hatte, und
erachtete die Motion mit diesen Massnahmen als erfüllt. Der Nationalrat lehnte die
Motion in der Frühjahrssession 2021 stillschweigend ab. 2

MOTION
DATUM: 19.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 2022 S. 1011 f.; So-Bli, 29.11.20
2) AB NR, 2021, S. 657
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